Wien, Donnerstag den 16. Jänner 1879. XII. Jahrgang. Nr. 3. 


Oeſterreichiſche 


Zeitſchriſt a Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
(Pranumerationen ſind nur an die Adminiſtration zu richten.) 
Pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 
Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkeuntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogeuweiſe je nach Erſcheinen beigegeben, und beträgt 
das Iahres-Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl. = 12 Mark. Bei gefülligen Beſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung erbitten, 
erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. eg 


Inſerate werden billigſt berechnet. — Beilagengebühr uach vorheriger Vereinbarung. — Reclamationen, wenn unverfiegelt, find portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Berückſichtigung finden. 


e an den Bettel gewieſen ſind. Nach dem oben Geſagten würden die 
nhalt. 9031 Verpflegs⸗ und Obdachstage bei Durchführung des in Rede 
l . 3 9 ' 3 reirath. ſtehenden Syſtems à 30 kr. täglich nur auf 2709 fl. 30 kr. zu 
eee ee Von Moritz v. Orosz, k. k. Statthaltereirath fte rennen ce ber. eine Geſammtauslage von 6878 fl. 55 
Mittheilungen aus der Praxts: Erſparniß von 4168 fl. 70 kr., ſomit von mehr als 150% ermög⸗ 
Die Regulirung des dritten Sackes in Graz — eine Bau- oder Straßenangelegenheit? lichen würde. 
Geſetze und Verordnungen. Auf ſolche Weiſe erzielte Erſparungen kämen entweder den 
Perſonalien. ohnehin an Deſicits krankenden Budgets zu Gute, oder könnten, wenn 
Erledigungen. die Gemeinden großmüthigerweiſe gerade an dieſer Rubrik nicht ſparen 


TE ee wer — | wollten, verwendet werden, um eine doppelte Anzahl von Bedürftigen 

mit einer ihren früheren gewohnten Lebens verhältniſſen 
entſprechenden Verſorgung zu beglücken, ein Vorgehen, welches umſomehr 
angezeigt erſchiene, als bei dem jetzigen koſtſpieligen Verſorgungs- und 
g 2 > Adminiſtrationsmodus in den meiſten Gemeinden factiſch eine große 
Von Moritz v. Orosz, k k. Statthaltereirath. Anzahl Hilfsbedürftiger abgewieſen werden muß. 


(Schluß.) Noch greller tritt das Unpraktiſche, weil zu Koſtſpielige des Begin⸗ 

Wir kommen nun zu dem finanziellen Punkte und hier können nens zu Tage, daß eine moraliſche Körperſchaft, wie es eben eine Gemeinde 
wir bei dem Umſtande, daß die Verpflegungskoſten für die auf dem iſt, für alte Leute einen eigenen Haushalt einrichte und führe, 
Lande untergebrachten Pfründner ſelbſt im allerungünſtigſten Falle die wenn man 5 in der „Neuen Freien Preſſe“, Abendblatt Nr. 4512, über 
Summen nicht überfteigen können, welche für deren Beköſtigung im die Wiener Verſorgungshäuſer enthaltenen Notizen ſich gegenwärtig hält. 
Verſorgungshauſe auflaufen, und dieſe die einzigen Auslagen wären, Es iſt daraus 9 5 erſehen, daß der Großcommune Wien, welche gegen⸗ 
die Thatſache als feſtſtehend betrachten, daß bei Adoptirung dieſes Syſtems wärtig für 4000 Erwerbsunfähige zu ſorgen hat und bei den drücken. 
folgende Rubriken gänzlich entfielen und die dafür jährlich eingeſtellten den Zeitverhältniſſen vorausſichtlich ſchon in der nächſten Zukunft für 
Summen factiſch erſpart würden. Es ſind dies: eine noch größere Anzahl zu ſorgen haben wird, ihre Pfründner auf 

1. Licht, Beheizung, Bedienung, Mäfche. 800-- 1000 Gulden per Jahr und Kopf zu ſtehen kommen und daß 

2. Die oft nicht unbedeutenden Auslagen für das Aufſichts- man es als eine glückliche Errungenſchaft betrachtet, daß es gelungen 
perſonale, möge es nun unter dem Namen von Directoren, Aufſehern | It, mit einer Vorauslage von 135.000 fl., ſage hundertfünfunddreißig⸗ 
oder Wärtern figuriren. tauſend Gulden für weitere 200 Perſonen Raum zu ſchaffen, die der 

3. Die Zinſen der anders zu verwerthenden Gebäude, die Gemeinde dann 2 5 muthmaßlichen Berechnungen nur die Bagatelle 
Koſten ihrer Inſtandhaltung, die entgehenden Steuerbeträge. von 400 fl. per Jahr und Kopf koſten würden. 

Daß dieſe Summen nicht unbedeutend ſein würden, wollen wir Wenn man dann im Gegenſatze ſich vergegenwärtigt, wie haushäl⸗ 
an der Hand eines ämtlichen Ausweiſes demonſtriren, welcher uns über teriſch ſowohl Gemeinde als Staat vorgehen, wenn es ſich darum han- 
die bezüglichen Auslagen einer ſehr kleinen Provinzialhauptſtadt vor- delt, die von Angeſtellten durch langjährige dem allgemeinen Intereſſe 
liegt. Darnach belaufen ſich im dortigen palaſtartigen Verſorgungshauſe, geleiſtete Dienſte erworbenen Anſprüche auf Verſorgung in Form 
in deſſen Räumlichkeiten die an Luxus nicht gewöhnten Alten ſich nicht von Penſionen, Proviſionen oder Gnadengaben zu befriedigen, weil 
einmal zurecht und heimiſch fühlen, die Koſten für 9031 Verpflegstage eben die öffentlichen Mittel ein reichlicheres Ausmaß nicht geſtatten; 
a 30 kr. mit den Nebenauslagen von Wärter, Krankenkoſt ꝛc. auf wenn man bedenkt, daß die auf dem Schlachtfelde zu Krüppeln gewor— 
3678 fl., die entgehenden 5¼ Zinſen des mit 64.000 fl. aufgeführten denen Krieger ſich mit einer geringen täglichen Gabe begnügen müſſen, 
Gebäudes auf 3200 fl., wodurch dieſe 9031 Verpflegs⸗ und Obdachstage eben mit Rückſicht auf die Unzulänglichkeit der fo vielfach in Anſpruch 
eigentlich auf 6878 fl. zu ſtehen kommen. genommenen öffentlichen Gelder: ſo ſteht man wie vor einem Räthſel 

Wie gegenwärtig die Verhältniſſe in der Umgebung aberwähnter Angeſichts des Füllhorns von Freigebigkeit, welches die Stadt Wien 
Stadt ſind, wären aber die zu Verſorgenden mit 30 kr. täglich leicht über das Haupt eines Theiles ihrer arbeitsunfähig gewordenen Bürger 
unterzubringen, ja, es wäre damit ſogar für beſcheidene Bekleidung das ausſchüttet, die im Allgemeinen doch keine weiteren Verdienſte für ſich 
Auslangen zu finden, wobei wir noch bemerken, daß im ſchreienden in Anſpruch nehmen, als daß ſie in Wien geboren und wie Millionen 
Contraſte zu der prächtigen Unterkunft, die den Siechen beiderlei Ge- anderer Menſchen in Ehren grau geworden find. 
ſchlechtes geboten wird, dieſelben, was Kleidung und ſonſtige Bedürf— Je unbedachtſam freigebiger man in dieſer Beziehung gegen einen 
niſſe anbelangt, auf die eigenen Mittel, und da ſolche ſelten vorhanden, Theil der Armuth vorgeht, deſto greller ſtellt ſich die Ungerechtigkeit 


eber Berforgungshäufer, 


gegen den übrigen Theil der Unverſorgten heraus, welche dann aus 
Mangel an Mitteln nicht berückſichtigt werden können. 

Wir verwahren uns im vorhinein gegen den Vorwurf der Härte 
und Gefühlloſigkeit gegen das Alter — wurden wir ja gerade durch 
den traurigen Anblick der Aufſtappelung menſchlichen Elends und Gebre⸗ 
ſtes phyſiſcher und moraliſcher Art zu der den Gegenſtand dieſer Be⸗ 
ſprechung bildenden reformirenden Idee angeregt. Unſere verurtheilenden 
Bemerkungen richten ſich in zweiter Linie nur gegen den koſtſpieligen, 
unpraktiſchen, weil überflüſſigen Apparat, wodurch complicirte Hausweſen 
geſchaffen werden und nur der kleinere Theik des enormen 
Armenbudgets den Bedürftigen wirklich zu Gute kommt. 

Wohl dürften wie anderswo ſo auch in Wien Vermächtniſſe und 
Stiftungen der Gemeinde in Bezug auf Verſorgungshäuſer einen Zwang 
aufzulegen ſcheinen. Indeß wenn ſonſt nur die Neuerung unbefangen 
beurtheilt und nicht deshalb weil fie das Gepräge gar zu großer Ein- 
fachheit an ſich trägt, zu den Todten geworfen würde, ſo ſtünde es ja 
nach den Beſtimmungen unſeres a. b. Geſetzbuches in der Machtvollkom— 
menheit des Monarchen, die Art und Weiſe der Erreichung des Zweckes 
von Stiftungen den Zeitverhältniſſen entſprechend zu rectificiren. 

Wenn man zu allem Dem noch bedenkt, mit welch' zahlreichen 
Anforderungen die Neuzeit überhaupt an den Gemeindeſäckel herantritt, 
und wie ſelten die gewöhnlichen Einkünfte dazu ausreichen; wenn man 
erwägt, wie beinahe überall zu Gemeindezuſchlägen, die im Vereine 
mit den Landeszuſchüſſen die ohnehin ſchon empfindlichen Staatsſteuern 
beinahe erreichen, ja, hie und da auch überſteigen, und ſogar zu Anlehen 
in verſchiedenen Formen als Mittel lediglich palliativer Natur die Zuflucht 
genommen werden muß: kann man ſich der Sorge nicht verſchließen, daß 
bei derartigem Gebahren finanzielle Kataſtrophen mit der zwingenden 
Nothwendigkeit von Naturgeſetzen eintreten müſſen Da wird wohl an 
Jeden, den das Vertrauen ſeiner Mitbürger zum Vertreter der Gemeinde 
Intereſſen berufen hat, die ganze Schwere der Verantwortlichkeit mit 
der mahnenden Pflicht, zu rathen und zu helfen, herantreten. Er wird 
ſich unmöglich der Ueberzeugung entſchlagen können, daß das einzige 
Mittel, ſich dieſem finanziellen Chaos zu entwinden, Vereinfachung der 
Adminiſtration und Sparſamkeit iſt und daß dieſelbe, wenn es ſich auch 
nur um Summen handelt, die im Verhältniſſe zum Ganzen gering erſchei— 
nen, überall eintreten muß, wo der zu erreichende Zweck dadurch nicht 
beeinträchtigt erſcheint. Eine ſolche Möglichkeit, zu ſparen, ja ſogar mit 
Förderung des Zweckes, läge nach dem Geſagten in der Auflaſſung der 
Verſorgungshäuſer und in der Unterbringung der zu Verſorgenden auf 
dem Lande. 

Möge es uns geſtattet fein, zum Schluſſe noch einige die vorge— 
ſchlagene Neuerung unterſtützende Momente anzuführen. 

Eines wäre vorerſt die Rückſicht auf die öffentliche Geſundheit, 
welche gebieteriſch fordert, daß ungeſunde, mit alten, kränklichen Leuten 
überfüllte Räumlichkeiten, wie wir ſie im Anfang unſerer Betrachtung 
zu ſchildern in der Lage waren, aufgelaſſen werden, denn ſie ſind 
erfahrungsgemäß wiederholt die Ausgangspunkte von Epidemien geweſen, 
die unſere Städte heimſuchten. 

Als Liebloſigkeit kann es uns auch nicht gedeutet werden, wenn 
wir vorübergehend auch auf das Moment der Ueberfüllung der Kirch- 
höfe hinweiſen, denn auf dem Dorfe wird dem im Familienverbande 
verſtorbenen Pfründner viel eher eine pietätvolle Erinnerung zu Theil 
werden, als wenn er vom Verſorgungshauſe aus unter einer Nummer 
in das allgemeine Grab geſchoben wird. 

Die Städte, Sammelpunkte der Rührigkeit und Thätigkeit, von 
arbeitsunfähigen, familienlofen, dahinſiechenden Elementen zu entlaſten 
und die von ihnen in Anſpruch genommenen Räumlichkeiten für wich⸗ 
tigere öffentliche Zwecke frei zu machen, wäre ein Gebot der Klug⸗ 
heit und Vorausſicht beſonders in großen Städten, wo zuweilen Aemter 
in Miethe untergebracht ſind, Spitäler nur für den gewöhnlichen Gebrauch 
ausreichen und Irrenhäuſer nicht mehr den erforderlichen Belagsraum 
bieten. Auch der Hinblick auf das Zuſtrömen der Landbevölkerung in 
die Städte und auf die daſelbſt in größeren Dimenſionen zunehmende 
Bevölkerungszahl müßte ein auf fo humane Weiſe bewerkſtelligtes theil⸗ 
weiſes Rückſtrömen der unbrauchbar gewordenen Kräfte als empfehlens⸗ 
werth erſcheinen laſſen. 

Endlich würden auch die bedeutenden Geldſummen, welche die 
Städte ihren Armen widmen, unmittelbar noch befruchtend auf die 
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ſondern auch Gewerbetreibende und privatiſirende kleine Familien fett 
könnten, die Möglichkeit bieten, ſich leichter durchzuhelfen, Steuern und 
Abgaben zu entrichten, kleine Hausbedürfniſſe zu decken, was jedenfalls 
durch lebhafteren Umſatz der Stadt ſelbſt mehr Vortheil brächte, als 
wenn bei Verproviantirung in der Stadt der Nutzen davon einigen 
wenigen Lieferanten in die Taſchen fällt und von Adminiſtrationskoſten 
verſchlungen wird. In nationalökonomiſcher Hinſicht wäre auch dieſer 
Geſichtspunkt nicht vornehm bei Seite zu ſchieben, denn wie im großen 
Haushalt der Natur im Hinblicke auf den rieſigen Multiplicator nichts 
klein, nichts unbedeutend iſt, To könnte ſich auch dieſe kleine Befruch⸗ 
tung, allüberall in unſerem großen Reiche durchgeführt, immerhin zu 
einem anſehnlichen und ſühlbaren Erſolge geſtalten. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Regulirung des dritten Sackes in Graz — eine Bau- oder 
Strafenangelegenheit? 

Der Gemeinderath von Graz hat am 13. December 1876 die 
Regulirung der Sackſtraße beſchloſſen. Nach feinem Regulirungs⸗Projecte 
ſoll die ſowohl für Fußgänger wie für Wägen gleich gefährliche ſoge⸗ 
nannte Rampenſtraße beſeitigt, reſpective die beſtehende Rampe reſtringirt 
und der tiefer gelegene Straßentheil verbreitert, das Niveau regulirt 
und zu einer bequemen Straßenfahrbahn hergerichtet werden. 

Bei der über dieſes Project abgeführten Localcommiſſion 
haben vier Hausbeſitzer vornehmlich aus dem Grunde proteſtirt, weil 
ihnen die unmittelbare Zufahrt zu ihren Häuſern nicht mehr möglich 
wäre. Der Stadtrath iſt bei der ämtlichen Behandlung dieſes Gegen⸗ 
ſtandes von der Anſchauung geleitet geweſen, daß die Durchführung 
des Rampenprojectes nur eine Aenderung der Niveau-Verhältniſſe des 
bereits beſtehenden dritten Sackes in ſich ſchließe, daß demnach die 
Beſtimmungen der Grazer Bauordnung vom 23. Februar 1867, L. G. 
8. 13, hinſichtlich der Aenderung des Niveaus in Verbindung mit 
§ 37, Abſ. 3 des Gemeindſtatuts für Graz vom 8. December 1869, 
L. G. Z. 47, hiebei Anwendung zu finden haben. 

Weil weiters zur Beſtimmung des Niveaus und zu Gemeinde- 
bauten im Sinne der für Graz geltenden Bauordnung (8 71, 3. 1 
und 3) der Gemeinderath Graz competent erſcheint, ſo wurde der Act 
nochmals an denſelben mit dem Antrage geleitet, die formelle Bau— 
bewilligung zu ertheilen und die Einwendungen der Anrainer als nicht 
privatrechtlicher Natur nach $ 15 der Bauordnung zurückzuweiſen. 

Der Gemeinderath hat in der Sitzung vom 7. März 1877 dent 
Antrage des Stadtrathes Folge gegeben, in Folge deſſen die Anrainer 
an den Baurath recurrirten. 

Der Baurath ließ ſich von folgenden Erwägungen leiten: Im 
vorliegenden Falle handelt es ſich um die Ausführung eines Projectes, 
wornach die beſtehende Rampe in der dritten Sackſtraße reſtringirt 
und der tiefer gelegene Straßentheil verbreitert und zu einer bequemen 
Straßenfahrbahn hergerichtet werden ſolle. Es kann daher diesbezüglich 
weder von einer Regulirung der Baulinie der fraglichen Straße, 
noch von einer Baulichkeit der Gemeinde im Sinne der Beſtimmungen 
der Bauordnung, ſondern lediglich von einer Veränderung, beziehungs- 
weile Verbreiterung eines öffentlichen (Gemeinde-) Weges die Rede ſein. 
Für die Durchführung derartiger Bauvorkehrungen ſind aber nicht die 
Anordnungen der Bauordnung, ſondern jene des Landesgeſetzes vom 
9. Jänner 1870, L. G. Bl. Nr. 20, maßgebend. 

Der Baurath hat ſonach unterm 22. Mai 1877 die Baube⸗ 
willigung des Gemeinderathes behoben und den Stadtrath angewieſen, 
nach dem Landesgeſetze vom 9. Jänner 1870 (giltig für das Herzog⸗ 
thum Steiermark, betreffend die Competenz und das Verfahren in 
Angelegenheiten öffentlicher nicht ärariſcher Straßen und Wege) neuer⸗ 
dings Amt zu handeln. 

Wenngleich es dem Stadtrathe zweifelhaft erſchien, ob der Bau- 
rath zu einer Geſetzes⸗Interpretation und zur Anordnung, nach welchen 
geſetzlichen Beſtimmungen vorzugehen ſei, berechtigt erſcheine, hat der 
Stadtrath ſich doch der Anſchauung des Baurathes aus dem Grunde 
accommodirt, weil der Baurathsbeſchluß im Wege der Statthalterei an 
ihn gelangte, letztere der Anſchauung des Baurathes vorausſichtlich bei⸗ 


Umgebung der Städte wirken. Sie würden den ländlichen Obdachge- gepflichtet und als politiſche Oberbehörde allerdings dem Stadtrathe als 
bern, die gerade nicht Bauern mit Haus und Hof fein müßten, Unterbehörde eine ſolche Weiſung geben kann. 


Der Stadtrath hielt es zu feiner Rechtfertigung für nothwendig, 
der Statthalterei den Standpunkt klar zu legen, warum derſelbe das 
Straßengeſetz vom 9. Jänner 1870 nicht zur Baſis für ſeine frühere 
Amtshandlung genommen; abgeſehen davon, daß der gegenwärtige Fall 
unter die Beſtimmungen des Baugeſetzes für Graz und unter die Be⸗ 
ſtimmungen des § 37, Abſ. 3, des Gemeindeſtatutes ſich anſtandslos 
einreihen läßt, hatte der Stadtrath auch nicht ungegründete Bedenken, 
ob das Straßengeſetz vom Jahre 1870 auf die Stadt Graz überhaupt 
Anwendung habe. Dieſe Bedenken gipfelten namentlich in dem Umſtande, 
daß das Straßengeſetz auf dem Bezirksvertretungsgeſetze vom Jahre 1866 
fußt und der $ 3 des letzteren Geſetzes ausdrücklich ſagt, daß die 
Landeshaupt ſtadt Graz in jeder Beziehung vom Bezirks⸗ 
verbande ausgeſchloſſen iſt. 

Wenn jedoch der Stadtrath über dieſe Bedenken hinweggegangen 
wäre, ſo fand er doch in dem Straßengeſetze ſelbſt viele Gründe für 
ſeine Anſicht, daß es auf den Fall der Frage nicht leicht anwendbar 
iſt, zumal in dieſem Geſetze insbeſondere dem Bezirksausſchuſſe ein weit⸗ 
gehender Wirkungskreis eingeräumt wird, in Graz überhaupt kein Bezirks⸗ 
ausſchuß beſteht und bei einem Verſuche, per analogıam an Stelle des 
Bezirksausſchuſſes den Gemeinderath oder Stadtrath zu ſubſtituiren, 
andere ſonderbare Conſequenzen hervortreten, wie beiſpielsweiſe bei § 17 
des Straßengeſetzes, wo, wenn der Stadtrath als Bezirksausſchuß ange⸗ 
ſehen würde, er über den Gemeinderath geſtellt wäre, oder wo anderer— 
ſeits, wenn der Gemeinderath als Bezirksausſchuß angeſehen wird, 
derſelbe Ordnungsſtraſen gegen ſich ſelbſt zu verhängen und zu 
exequiren hätte. 

Mit Rückſicht auf die erfloſſene prineipielle Entſcheidung hat 
aber der Stadtrath nach dem Straßengeſetze neuerdings Amt gehan— 
delt, ſtatt der Bezirksvertretung den Gemeinderath Graz ſubſtituirt und 
das ganze Elaborat neuerdings dem Gemeinderathe Graz vorgelegt, welcher 
mit dem Sitzungsbeſchluſſe vom 11. Juni 1877 das Rampenproject 
unter Zurückweiſung der von den Anrainern gemachten Einwendungen 
neuerdings auf Grund des Straßengeſetzes genehmigte. 

Mit Rückſicht auf die von den Anrainern dagegen eingebrachten 
Recurſe gieng der Act zur Entſcheidung an den Landesausſchuß, welcher 
mit Erlaß vom 22. September 1877, Z. 10.634, den Recurſen keine 
Folge gab und den Gemeinderath anwies, die Acten der politiſchen 
Behörde, d. i. dem Stadtrathe zur Amtshandlung und eventuellen 
Erkenntnißſchöpfung über die Sicherſtellung der Recurrenten gegen 
die von denſelben behauptete Gefahr für ihre Gebäude, beziehungs- 
weiſe wegen Schadloshaltung derſelben, nach Maßgabe des 8 3 und 
der 88 10-13 des Landesgeſetzes vom 9. Jänner 1870 abzutreten. 

Bei der ſonach abgehaltenen Comiſſionsverhandlung vom 20. October 
1877 haben die techniſchen Sachverſtändigen erklärt, daß durch die 
Ausführung des Rampenprojectes der Baubeſtand der Häufer der 
proteſtirenden Anrainer nach keiner Richtung geſährdet erſcheine, ja, 
daß vielmehr bei Ablenkung des Wagenverkehres längs ihrer Häuſer 
die bisherigen Erſchütterungen des Mauerwerkes aufhören werden. 

Nachdem die übrigen Einwendungen der Anrainer bereits durch 
die citirte Landesausſchußentſcheidung zurückgewieſen erſcheinen und es 
ſich nur mehr um die von der Bezirksbehörde nach § 10 des Geſetzes 
vom 9. Jänner 1870 zu fällende Entſcheidung handelt, ob der Gemeinde 
Graz anläßlich der Herſtellung des Rampenprojectes eine Schadloshaltung 
oder Sicherſtellung der Anrainer aufzutragen ſei, fand der Stadtrath auf 
Grund des Sachverſtändigenbefundes vom 20. October als politiſche 
Bezirksbehörde erſter Inſtanz unterm 30. October 1877, 8. 38.636, 
zu entſcheiden, daß von der Gemeinde Graz anläßlich der Durchführung 
des Rampenprojectes im dritten Sacke an die Anrainer keine Schadlos⸗ 
haltung oder Sicherſtellung zu leiſten iſt, weil den Anrainern aus dieſer 
Durchführung weder ein Schade zugeht, noch eine Gefahr für den Bau— 
beſtand ihrer Häuſer reſultirt. 

Gegen dieſe letztere Entſcheidung hat nunmehr ein Hausbeſitzer 
abermals den Recurs eingebracht. Die Statthalterei entſchied unterm 
16. Jänner 1878, 3. 18.286, daß durch die Ausführung des frag⸗ 
lichen Rampenprojectes der Baubeſtand des Hauſes Nr. 20 allerdings 
nicht gefährdet werde, daß aber der Stadtrath eine neuerliche Commiſſions⸗ 
verhandlung unter Beiziehung des Hausbeſitzers zum Zwecke der Erhe⸗ 
bung des demſelben durch die Realiſirung des Rampenprojectes allfällig 
erwachſenden anderweitigen Schadens vorzunehmen und nach Maß⸗ 
gabe des Ergebniſſes jenes Commiſſionsactes in erſter Inſtanz zu erken⸗ 
nen habe, ob und, bejahenden Falls, in welchem Umfange ihm eine 
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ſolche Schadloshaltung, welche auch ſchon der § 3 des Landesgeſetzes 
vom 9. Jänner 1870, L. G. Bl. Nr. 20, durch die Beſtimmung im 
erſten Alinea im Auge hat, gebühre. Die Statthalterei vermißte näm⸗ 
lich im Commiſſionsprotokolle vom 20. October 1877 die Erhebung 
über die vom Recurrenten behauptete alterirte Benützbarkeit und Ver⸗ 
werthung von Hausbeſtandtheilen, namentlich über die geſtörte unmittel- 
bare Zufuhrt zum Hauſe. 

Gegen dieſe Entſcheidung ergriff die Stadtgemeinde den Recurs, 
in welchem ſie die Anwendbarkeit des Geſetzes vom 9. Jänner 1870 
auf die Stadt Graz beſtritt. 

Das Miniſterium des Innern fand mit Entſcheidung vom 24. Juni 
1878, 8. 3540, dem Recurſe der Stadtgemeinde Graz Folge zu geben 
und jeren Theil der angefochtenen Statthalterei-Entſcheidung, womit der 
Stadtrath Graz zur Durchführung einer neuerlichen Commiſſionsverhand⸗ 
lung behufs der Erhebung des dem Hausbeſitzer durch die Ausführung 
des Rampenprojectes, abgeſehen von dem Baubeſtande, allfällig erwach— 
ſenden anderweitigen Schadens und zur Erkenntnißfällung in erſter us 
ſtanz, ob und, bejahenden Falls, in welchem Umfange ihm eine Schad- 
loshaltung gebühre, angewieſen wurde, zu beheben und dem Hausbeſitzer, 
inſoferne er auf einen privatrechtlichen Titel gegründete Rechtsanſprüche 
an die Gemeinde Graz ſtellt, mit dieſen Rechtsanſprüchen, welche von 
der Gemeinde nicht anerkannt werden, auf den Civilrechtsweg zu weiſen, 
da von der gerichtlichen Austragung dieſer ſtreitigen Angelegenheit die 
Frage der Schadloshaltung abhängig iſt. F. 


R. 


Geſetze und Derordnungen. 


Neichsgeſetzblatt für die im Neichsrathe vertretenen Königreiche 
und Lander. 4878. 
XXXI. Stück. Ausgeg. am 9. Juli. 

83. Erlaß des Finanzminiſteriums vom 28. Juni 1878, zur Vollziehung 

des Geſetzes vom 27. Juni 1878, betreffend die Rübenzuckerbeſteuerung. 
XXXII. Stück. Ausgeg. am 10. Juli. 

84. Geſetz vom 27. Juni 1878, über die Beſteuerung von Wein, Wein⸗ 
maiſche und Moſt im Lande Vorarlberg und im ſouveränen Fürſtenthume 
Liechtenſtein. 

85. Geſetz vom 28. Juni 1878, womit die Beſtimmungen des 
der Reichsraths⸗Wahlordnung in Betreff der Wahlbezirke in Galizien 
gemeinden, 83. 6 und 7, abgeändert werden. 

86. Geſetz vom 28. Juni 1878, womit die Beſtimmungen des Anhanges 
der Reichsraths⸗Wahlordnung in Betreff der Wahlbezirke in Böhmen: d) Land⸗ 
gemeinden, 38. 2 und 19, und in Betreff der Wahlbezirke in Krain: d) Land⸗ 
gemeinden, Z. 2, abgeändert werden. 

87. Verordnung des Miniſteriums des Innern im Einvernehmen mit 
dem Juſtizminiſterium vom 4. Juli 1878, betreffend die Abänderung des § 8 
der Miniſterial⸗Verordnung vom 14. Mai 1874 (R. G. Bl. Nr. 71), mit 
welcher Beſtimmungen über das Irrenweſen erlaſſen wurden. 

88. Geſetz vom 5. Juli 1878, betreffend die Erwerbung der Niederöſter⸗ 
reichiſchen Südweſtbahnen durch den Staat. 

XXXIII. Stück. Ausgeg. am 17. Juli, 

89. Kundmachung des Handelsminiſters vom 29. Juni 1878, betreffend 
die Abänderung einiger Conceſſionsbeſtimmungen für die Erzherzog Albrecht⸗Bahn. 

90. Geſetz vom 30. Juni 1878, enthaltend einige Beſtimmungen über 
die Veräußerung von Staats- und anderen Loſen oder deren Gewinnſthoffnung. 

91. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 6. Juli 1878, betreffend 
die der k. und k. Geſaudtſchaft im Haag und den in den Niederlanden reſidiren⸗ 
den k. und k. Conſular⸗Functionären ertheilte Ermächtigung zur Uebernahme 
beweglicher Nachläſſe der in den Niederlanden verſtorbenen Seeleute und Militärs, 
welche Angehörige der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie find, wenn dieſe Nach- 
läſſe den Betrag von 250 holländiſchen Gulden nicht überſteigen. 

92. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 8. Juli 1878, betreffend 
die Zuweiſung der Gemeinden Kutkorz, Bakuczyn und Bezbrudy zu dem Sprengel 
des ſtädtiſch⸗delegirten Bezirksgerichtes Zloczow in Oſtgalizien. 

93. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 11. Juli 1878, zur Vollziehung 
des Geſetzes vom 30. Juni 1878 (R. G. Bl. Nr. 90), betreffend einige Beſtim⸗ 
mungen über die Veräußerung von Staats⸗ oder anderen Loſen oder deren 
Gewinnſthoffnung. 

94. Verordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht im Einver⸗ 
vernehmen mit den Miniſtern des Innern und des Handels vom 12. Juli 1878 


Anhanges 
: d) Land⸗ 


betreffend die Regelung des Prüfungs⸗ und Zeugnißweſens an den techniſchen 
Hochſchulen der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder. 
XXXIV. Stück. Ausgeg. am 24. Juli. 

95. Erlaß des Finanzminiſteriums vom 3. Juli 1878, zur Vollziehung | 
des Geſetzes, betreffend die Brauntweinbeſteuerung. 

96. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 16. Juli 1878, bettreffend 
die Zuweiſung der Gemeinde Bartne zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes Gor⸗ 
lice in Galizien. 

97. Verordnung des Juſtigminiſteriums vom 17. Juli 1878, womit das 
Geſetz vom 1. April 1872 (R. G. Bl. Nr. 43), betreffend die Vollziehung von 
Freiheitsſtrafen in Einzelnhaft im Zellengefänguiſſe des Kreisgerichtes und des 
ſtädtiſch⸗delegirten Bezirksgerichtes in Reichenberg vom 1. Auguſt 1878 angefangen 
in Wirkſamkeit geſetzt wird. 

XXXV. Stück. Ausgeg. am 29. Juli. 

98. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 18. Juli 1878, betreffend 
die Errichtung einer königl. ungariſchen Hauptzollamts⸗Expoſitur im Bahnhofe zu 
Orſova und Ausſtattung der Hauptzollamts⸗Expoſitur bei der Vodica'er⸗Mühle 
bei Orſova mit den Befugniſſen eines Nebenzollamtes II. Claſſe. 

99. Kundmachung des Handelsminiſteriums vom 23. Juli 1878, wegen 
Abänderung einer Coneeſſionsbeſtimmung der Erſten Ungariſch⸗galiziſchen Eiſenbahn. 

100. Kaiſerliche Verordnung vom 25. Juli 1878, wodurch mit Beziehung 
auf 8 14 des Grundgeſetzes über die Reichsvertretung vom 21. December 1867 
(R. G. Bl. Nr. 141) die zeitweilige Verwendung der berittenen Schützen der 
dalmatiniſchen Landwehr außerhalb des Geſammtumfanges der im Reichsrathe 
vertretenen Königreiche und Länder geſtattet wird. 


XXXVI. Stück. Ausgeg. am 2. Auguſt. 

101. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 27. Juli 1878, betreffend 
die Errichtung eines Anſagepoſtens in Borufowa für das k. k. Nebenzollamt 
Uscie jezuickie. 

102. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 29. Juli 1878, betreffend 
die Errichtung eines Steuer- und gerichtlichen Depoſitenamtes in der Gemeinde 
„Königliche Weinberge“ in Böhmen. 

103. Erlaß des Finanzminiſteriums vom 1. Auguſt 1878, betreffend die 
Aufhebung des Pferdeausfuhrverbotes. 

XXXVII. Stück. Ausgeg. am 6. Auguſt. 

104. Kundmachung des Handelsminiſteriums von 3. Auguſt 1878, 
betreffend die Erwerbung der k. k. priv. Niederöſterrreichiſchen Südweſtbahnen und 
deren Betriebsführung durch den Staat. 

XXXVIII. Stück. Ausgeg. am 7. Auguſt. 

105. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 28. Juli 1878, betreffend 
die Ermächtigung des Nebenzollamtes J. Claſſe in Saalbrücke im Herzogthume 
Salzburg zur Austrittsbehandlung von Bier. 

106. Kaiſerliche Verordnung vom 6. Auguſt 1878, wodurch, mit Beziehung 
auf 3 14 des Grundgeſetzes über die Reichsvertretung vom 21. December 1867 
(R. G. Bl. Nr. 141), im Nachhange zur kaiſerlichen Verordnung vom 29. Juli 
1878 (R. G. Bl. Nr. 100), auch die zeitweilige Verwendung der dalmatiniſchen 
Landwehr⸗Schützen⸗Bataillone Nr. 79 und 80 außerhalb des Geſammtumfanges 
der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder geſtattet wird. 

XXXIX. Stück. Ausgeg. am 10. Auguſt. 

107. Erlaß des Finanzminiſteriums vom 3. Auguft 1878, womit der 
Dolainski'ſche Spiritus⸗-Meßapparat bei der Productverſteuerung in Branntwein⸗ 
brennereien zugelaſſen und deſſen Beſchreibung ſammt Zeichnung, ſowie die Ver⸗ 
wendungs⸗Vorſchrift bekanntgegeben wird. 


XL. Stück. Ausgeg am 13. Auguſt. 
108. Uebereinkommen vom 25. Mai 1878, betreffend die Auswechslung 
von Poſtanweiſungen zwiſchen Oeſterreich-Ungarn und Frankreich. 


XII. Stück. Ausgeg. am 22. Auguſt. 

109. Verordnung der Miniſterien des Ackerbaues, des Innern und des 
Handels vom 5. Auguſt 1878, betreffend eine Aenderung der mit der Miniſterial⸗ 
Verordnung vom 17. April 1876 (R. G. Bl. Nr. 64) beſtimmten Maßeinheit 
der Bodenfläche im § 5 des Waldſchaden⸗Tarifes. 

110. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 10. Auguſt 1878, 
betreffend die Verlängerung der Ermächtigung des Nebenzollamtes II. Claſſe zu 
Dubica in Kroatien zur Austrittsbehandlung von Durchfuhrwaaren mit dem 
Wirkungskreiſe eines Nebeuzollamtes I. Claſſe. 

111. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 18. Auguſt 1878, womit 
der Betrag des von den Sträflingen in der neu errichteten Männerſtrafanſtalt 
Pilſen zu leiſtenden täglichen Erſatzes an Strafvollſtreckungskoſten für die 
Jahre 1878 und 1879 beſtimmt wird. 
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XLII. Stück. Ausgeg, am 31. Auguſt. 


112. Verordnung des Handelsminiſteriums vom 25. Auguſt 1878, wegen 
der Poſtanweiſungen im Verkehre zwiſchen der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie 
einerſeits und Frankreich mit Algier anderſeits. 

113. Kaiſerliches Patent vom 28. Auguſt 1878, betreffend die Einberufung 
der Landtage von Böhmen, Galizien und Lodomerien mit Krakau, Oeſterreich 
unter und ob der Enns, Salzburg, Steiermark, Kärnten, Krain, Bukowina, 
Mähren, Schleſien, Tirol und Vorarlberg, Görz und Gradiska, dann Trieſt mit 
ſeinem Gebiete. 

114. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 28. Auguſt 1878, betreffend 
die Legaliſirung der von Gerichten oder Notaren ausgefertigten oder beglaubigten 
Urkunden im Verhältniſſe zum Königreiche Italien. 

115. Verordnung des Juſtizminiſters vom 29. Auguſt 1878, wirkſam für 
das Königreich Dalmatien, betreffend die Ausdehnung der Militärgerichtsbarkeit. 


XLIII. Stück. Ausgeg. am 3. September. 

116. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 27. Auguſt 1878, betreffend 
die Behandlung der Bierhefengefäße bei der Pauſchalirung der Branntwein⸗ 
ſteuer nach der Leiſtungsfähigkeit des Maiſchraumes. 

117. Kaiferliche Verordnung vom 30. Auguſt 1878, wodurch mit Beziehung 
auf 8 14 des Grundgeſetzes über die Reichsvertretung vom 21. December 1867 
(R. G. Bl. Nr. 141) die Gewährung der Portofreiheit für gewiſſe Correſpondenzen 
und Fahrpoſtſendungen geſtattet wird. 

XLIV. Stück. Ausgeg. am 20. September. 

118. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 2. September 1878, 
betreffend die Ermächtigung des Nebenzollamtes I. Claſſe am Bahnhofe Eiſenſtein 
zur Austrittsbehandlung von Zucker, Bier und gebrannten geiſtigen Flüſſigkeiten. 

119. Kundmachung des Handelsminiſteriums vom 5. September 1878, 
betreffend die Abänderung einiger conceſſionsmäßiger Tarifbeſtimmungen der 
k. k. priv. Erſten Ungariſch-galiziſchen Eiſenbahn. 

120. Verordnung des Ackerbanminiſteriums vom 10. September 1878, 
betreffend die Abänderungen der Verordnung über Befähigungsprüfungen für 
Candidaten landwirthſchaftlicher Lehrerſtellen an Ackerbauſchulen und landwirth— 
ſchaftlichen Mittelſchulen. 

121. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 16. September 1878, 
betreffend die Behandlung der in das öſterreichiſch-ungariſche Zollgebiet ein⸗ 
geführten ausländiſchen Gold- und Silbergeräthe, welche fremdartige Körper in 
nicht ſichtlicher und leicht trennbarer Weiſe eingeſchloſſen enthalten. 

122. Erlaß des Finanzminiſteriums vom 16. September 1878, wegen 
Behandlung der Preßhefengefäße und der Glattwaſſergefäße in Branntwein⸗ 
brennereien bei der Pauſchalirung der Branntweinſteuer nach der Leiſtungsfähigkeit 
des Maiſchraumes. 

123. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 17. September 1878, 
betreffend Aenderungen in der Leitung des Zollweſens und der Gränzbewachung 
im Finanzbezirke Eger in Böhmen. 


Landesgeſetz- und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum 
Oeſterreich unter der Enns. 8828. 


V. Stück. Ausgeg. am 2. Juli. 
7. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 24. Mai 1878, betreffend die 
Zuweiſung der Gemeinden Oſtra und Reichaueramt zu dem Sprengel des ſtädtiſch⸗ 
delegirten Bezirksgerichtes Krems in Niederöſterreich. 


VI. Stück. Ausgeg. am 4. September. 
8. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
un'er der Enns vom 21. Auguſt 1878, Z. 25.554, betreffend das Verbot des 
unbefugten Gebrauches von Ausſtellungs-Auszeichnungen. 


Landesgeſetz- und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum 
Oeſterreich ob der Enns. 1828. 


VIII. Stück. Ausgeg. am 19. Auguſt. 
12. Kundmachung des k. k. Statthalters in Oberöſterreich vom 24. Juli 
1878, Z. 7785, betreffend die Gebührenfreiheit der Geburts- und Todtenſcheine 
der Urlauber und Reſervemänner des k. k. Heeres und der Kriegsmarine, dann 
der Tauf⸗, Trau⸗ und Todtenſcheine der Landwehrmänner (Landesſchützen) und 
deren Familien, wenn fie für die militäriſche Evidenzhaltung ausgeſtellt werden. 


Geſetze und Verordnungen für das Herzogthum Salzburg. 1828. 
VIII. Stück. Ausgeg. am 13. Juli. 
9. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Salzburg ddo. 7. Juli 


1878, Nr. 3043, betreffend den Vorgang bei Entlaſſung von heeresdienſtpflichtigen 
Perſonen der Gendarmerie. 
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IX. Stück. Ausgeg. am 15. Juli. | 

10. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Salzburg ddo. 9. Juli 
1878, 3. 3017, betreffend die Einhebung einer Regiſtrirungsgebühr für 
die in dem einen Ländergebiete des öſterr.⸗ungar. Kaiſerſtaates nachgeſuchte Er⸗ 
theilung, beziehungsweiſe Verlängerung des Privilegiums zu Gunſten des anderen 
Ländergebietes. 

X. Stück. Ausgeg. am 29. Juli. | 

11. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Salzburg ddo. 20. Juli 1878, 
3. 3346, betreffend die rechnungsmäßige Behandlung der dem Landwehr⸗Etat 
für beigeſtellte Aſſiſtenz⸗Commanden u. ſ. w. von anderen Staatsverwaltungs⸗ 
zweigen zu leiſtenden Vergütung. 

XI. Stück. Ausgeg. am 7. Auguſt. 

12. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Salzburg ddo. 2. Auguſt 
1878, Z. 3628. (Für den Fall der Delegirung eines öſterreichiſchen evangeliſchen 
Pfarramtes zur Entgegennahme der Einwilligungserklärung zur Ehe von Seite 
eines nichtzöſterreichiſchen Pfarramtes werden die Vorſchriften des § 78 a. b. G. B. 
in Erinnerung gebracht.) 

XII. Stück. Ausgeg. am 5. September. 

13. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Salzburg ddo. 26. Auguſt 
1878, 3. 3946, betreffend die Strafbarkeit der unbefugten Prävalirung mit 
Ausſtellungs⸗Auszeichnungen. 

XIII. Stück. Ausgeg. am 6. September. 

14. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Salzburg ddo. 1. Sep⸗ 
tember 1878, 3. 3428, betreffend die Activirung der Faßaichſtelle in 
Neumarkt. 

Landesgeſetz- und Verordnungsblatt für das Herzogthum Steier⸗ 
mark. 1878. 
V. Stück. Ausgeg. am 24. Juli. 

Nr. 7. Kundmachung der k. k. Statthalterei in Steiermark vom 10. Juni 

1878, betreffend die Verpflegsgebühren der öffentlichen Krankenanſtalten. 


VI. Stück. Ausgeg. am 28. September. 
Nr. 8. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 17. Juni 
1878, betreffend die Aenderung der Grenzen der Ortsgemeinden Lachonetz und 
Koratſchitz. 
Nr. 9. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 21. Auguſt 
1878, betreffend das Verbot für Gewerbetreibende, unbefugter Weiſe auf den 
Firmatafeln ꝛc. unter Ingerenz der Regierung zuerkannte Ausſtellungs⸗Auszeich⸗ 
nungen zu führen. 
VII. Stück. Ausgeg. am 28. September. 
Nr. 10. Gefetz vom 17. September 1878, giltig für das Herzogthum 
Steiermark, betreffend den Erſatz von Jagd- und Wildſchäden. 
Landesgeſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Herzogthum Kärnten. 
1878. 
Ausgeg. am 18. Juli. 
12. Kundmachung des k. k. Statthalters in Kärnten vom 9. Juli 1878, 
Z. 3789, betreffend die Einhebung von Ueberfuhrgebühren an den Drauüberfuh⸗ 
ren der Ueberfuhrinhaber Gregor Jeſenko in Niederdörfl, Gregor Janich in Unter⸗ 
ferlach, Markus Podgoruſchnig in Goritſchach, Jakob Trattnig in Trieblach und 
Franziska Weber in Selkach. 
12. Kundmachung des k. k. Statthalters in Kärnten vom 9. Juli 1878, 
3. 4288, betreffend die Einhebung von Ueberfuhrgebühren an der Drauüberfuhr 
des Jakob Dimſchnig bei Schwabegg. 
Landesgeſetzblatt für das Herzogthum Krain. 4828. 
IV. Stück. Ausgeg. am 24. Juli. 
9. Kundmachung des k. k. Landesſchulrathes für Krain vom 13. Juli 1878, 
3. 1224, betreffend die Behandlung der aus dem Normalſchulfonde dotirten, im 
Militärverbande ſtehenden Volksſchullehrer bei ihrer Einberufung im Falle einer 
Mobiliſirung. 
10. Kundmachung der k. k. Landesregierung für Krain vom 13. Juli 1878, 
Z. 4875, über die Activirung des Moraſtculturausſchuſſes. 
V. Stück. Ausgeg. am 20. September. 
11. Kundmachung der k. k. Landesregierung für Krain vom 25. Auguſt 
1878, 8. 5927, betreffend die Behandlung von Gewerbetreibenden, welche unbe⸗ 
rechtigter Weife Ausſtellungs⸗Auszeichnungen in ihren Firmatafeln, Etiquetten u. ſ. w. 
führen. 
12. Kundmachung der k. k. Landesregierung für Krain vom 29. Auguſt 
1878, 3. 5975, in Betreff der Ausſcheidung mehrerer Grundparzellen aus dem 
Verbande der Steuergemeinden Dörfern und Safnitz des Gerichts- und Steuer⸗ 
bezirkes Biſchoflack und der Zuweiſung derfelben zu den Steuergemeinden Jama, 
Breg, Drulouk und Feichting des Gerichts⸗ und Steuerbezirkes Krainburg. 


VIII. Stück. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das öſterreichiſch⸗illiriſche 
Küſtenland. 1828. 
VII. Stück. Ausgeg. am 12. Juli. 
8. Kundmachung der k. k. küſtenländiſchen Statthalterei vom 30. Juni 
1878, betreffend die Einführung einer Regiſtrirungstaxe für Ertheilung oder 


Verlängerung eines Privilegiums. 


VIII. Stück. Ausgeg. am 21. September. 
9. Kundmachung der k. k. küſtenländiſchen Statthalterei vom 6. September 
1878, betreffend den unbefugten Gebrauch von Ausſtellungs-Auszeichnungen im 
Gewerbsbetriebe. 


Landesgeſetz⸗ und Verordnungsblatt für Dalmatien. 1878. 
XXIII. Stück. Ausgeg. am 13. Juli. 


55. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 8. Juli 1878, 
Z. 8752, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern in den 
Gemeindefractionen Stilje, Zavojane, Poljica und zur Verzehrungsſteuer in der 
Gemeindefraction Brgorac. 

XXIV. Stück. Ausgeg. am 6. Auguſt. 

56. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 18. Juli 
1878, 3. 9301, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Gemeindefractionen Lefina, Brusje und Grablje und zur Verzehrungsſteuer 
in der Gemeindefraction Leſina. 

57. Kundmachung des k. k. Handelsminiſteriums vom 28. Juni 1878, 
3. 17.960, betreffend die Regiſtrirungsgebühr, die im Sinne des Artikels XVI 
des in Folge des Geſetzes vom 27. Juni 1878 zwiſchen dem Miniſterium der 
im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder und dem Miniſterium der 
Länder der ungariſchen Krone abgeſchloſſenen Zoll- und Handelsbündniſſes für 
die in dem einen Ländergebiete nachgefuchte Ertheilung, vefpective Verlängerung 
des Privilegiums zu Gunſten des anderen Ländergebietes zu entrichten ſei. 


XXV. Stück. Ausgeg. am 28. Auguſt. 
58. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 31. Juli 
1878, Z. 1907, betreffend die zeitliche Verwendung der dalmatiniſchen berittenen 
Landesſchützen außerhalb des Gebietes der im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder. 


Landesgeſetzblatt für das Königreich Böhmen. 1878. 


IV. Stück. Ausgeg. am 14. Juni. 


16. Kundmachung der k. k. Berghauptmannſchaft in Prag vom 11. März 
1878, 8. 15.813, betreffend die Feſtſtellung eines Schutzrayons gegen Bergbau⸗ 
Unternehmungen für die Mineralquelle, genannt Kaiferquelle, in der Soos, in der 
Kataſtral⸗ Gemeinde Rohr, im politiſchen Bezirke Eger. 

17. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 4. April 1878, 
3. 19.362, betreffend die zwiſchen dem Auſſiger und Leitmeritzer Bezirksausſchuſſe 
vereinbarten Aenderungen in den Mautverhältniſſen beider Bezirke. 

18. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 4. April 1878, 
Z. 19.363, betreffend die Bemauthung der Reyſchitz⸗Jabkenitz⸗Mzeller Bezirksſtraße. 

19. Geſetz vom 24. April 1878, wirkſam für das Königreich Böhmen, 
betreffend die Ausſcheidung von Gemeinden aus dem Vertretungsgebiete Unhost 
und deren Vereinigung zu einem beſonderen Vertretungsgebiete mit dem Sitze der 
Bezirksvertretung in Kladno. 

20. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 29. April 1878, 
3. 24.324, betreffend die Errichtung eines Mautſchrankens auf der Wegſtädtler 
Verbindungsſtraße und der Zebuſer Bezirksſtraße in Radaun. 

21. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 30. April 1878, 
Statth.⸗Z. 578, betreffend die Heimſendung der das Normalalter überſchreitenden 
Findlinge und der ſchulpflichtigen Kinder im Wohlthatswege. 

22. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 3. Mai 1878, 
Z. 25.143, betreffend die Verleguug des Mauthſchrankens auf der Holig-Mora- 
waner Bezirksſtraße von Unter⸗Rowen nach Holitz. 

23. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 3. Mai 1878, 
Z. 25.144, betreffend die Bemauthung der Neißebrücke bei Ketten. 

24. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 20. Mai 1878, 
3. 28.647, über die Verlegung des k. k. Polizeicommiſſariates aus der königl. 
Bergſtadt Vysehrad in die Königl. Weinberggemeinde und über die mit der 
Activirung dieſes Commiſſariates zuſammenhängenden Aenderungen in den 
Rayons der k. k. Polizeicommiſſariate der oberen Neuſtadt Prag's und in 
Karolinenthal. 

25. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 23. Mai 1878 
3. 29.627, über die im Jahre 1878 zu leiſtende Vergütung für die Einlieferung 
von Maikäfern und Engerlingen. 


V. Stück. Ausgeg. am 10. Juli. 

26. Geſetz vom 11. Juni 1876, wirkſam für das Königreich Böhmen, 
betreffend die Ausſcheidung mehrerer Gemeinden aus dem Bezirksvertretungs⸗ 
gebiete Karolinenthal und deren Vereinigung zu einem beſonderen Vertretungs⸗ 
gebiete mit dem Sitze der Bezirksvertretung in der Königl. Weinberggemeinde. 

27. Verordnung des k. k. Juſtizminiſteriums vom 22. Mai 1878, betref⸗ 
fend den Beginn der Amtswirkſamkeit des Bezirksgerichtes Königliche Weinberge 
in Böhmen. 

VI. Stück. Ausgeg. am 26. Juli. 


28. Kundmachung der k. k. Statthalterei für Böhmen vom 28. Mai 1878, 


Z. 19.827, betreffend die Erhebung des Marktfleckens Kaſſejowitz zu einer Stadt. 


29. Kundmachung der k. k. Statthalterei in Böhmen vom 30. Mai 1878, 


3. 30.764, betreffend die Bemauthung der Cernochow-Mseno-Racinoweſer Be⸗ 
zirksſtraße. 
30. Kundmachung der k. k. Statthalterei ſür Böhmen vom 14. Juni 1878, 
3. 32.314, betreffend die Republieirung der Verlautbarung vom 27. März 1862 
über die Beſtellung behördlich autoriſirter Privattechniker. 
(Fortſetzung folgt.) 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 10. December 1878, 3. 12.283, betref— 
fend die Einhebung der Steuerzuſchläge für Landes-, Bezirks- und Gemeinde⸗ 
Erforderniſſe von herumwandernden Gewerbsleuten mit Ausnahme der Haufirer. 


Im Nachhange zu dem h. ä. Erlaſſe vom 12. Februar 1878, 3. 16.512 
ai 1877 ), beehre ich mich Hochdenſelben in der Anlage eine Abſchrift des Er- 
laſſes mitzutheilen, welchen das k. k. Finanzminiſterinm im Einverſtändniſſe mit 
dem Miniſterium des Innern in Betreff der Einhebung der Steuerzuſchläge für 
Landes-, Bezirks⸗ und Gemeinde⸗Erforderniſſe von den ihr Gewerbe im Herum⸗ 
wandern ausübenden Perſonen mit Ausnahme der eigentlichen Hauſirer an die 
Finanzlandesdirection in Graz unter gleichzeitiger Verſtändigung der Finanzlandes⸗ 
behörden der betreffenden Länder gerichtet hat, zur eigenen Kenntnißnahme und 
geeigneten Verſtändigung der Unterbehörden mitzutheilen. 


In Betreff des dritten Abſatzes dieſes Erlaſſes ſind die Unterbehörden auf | 


die Schlußbeſtimmungen des hierämtlichen Erlaſſes vom 12. Februar 1878, 
3. 16.512 ai 1877, zu weiſen. 


Abſchrift eines Finanzminiſterial-Erlaſſes an die k. k. Finanz— 
landesdirection in Graz vom 26. Auguſt 1878, 3. 16.025. 


Mit Beziehung auf die dortige Note an die k. k. Statthalterei in Graz 
vom 14. Mai 1878, 8. 2938, wird der k. k. Direction im Einverſtändniſſe mit 
dem k. k. Miniſterium des Innern eröffnet, daß die im Herumwandern ausgeüb— 
ten Beſchäftigungen mit Ausnahme des eigentlichen Hauſirhandels der Erwerb— 
ſteuer ſammt Zuſchlägen, und zwar nicht blos den Landeszuſchlägen, ſondern auch 
den Umlagen jener Gemeinde, eventuell jenes Bezirkes unterliegen, wo die betref— 
feuden Parteien ihren Wohnſitz haben. 

Auf die Gemeinde-, beziehungsweiſe Vezirksumlagen iſt von dem zur Steuer- 
vorſchreibung berufenen Steueramte nur unter der Vorausſetzung Bedacht zu neh- 
men, daß die betreffende Partei im Steuerbezirke wohnt und daß dem Steuer⸗ 
amte auch die Einhebung der gedachten Umlagen obliegt. 

Inſoferne die Einhebung der Gemeindeumlagen durch den Gemeindevor⸗ 
ſtand ſtattfindet oder die Steuer nicht in dem Steuerbezirke des Wohnſitzes zur 
Vorſchreibung gelangt, wird es Sache der politiſchen Bezirksbehörde ſein, dafür 
Sorge zu tragen, daß die betreffende Partei ihren Verpflichtungen rückſichklich der 
Gemeinde- und Bezirksumlagen, ſoweit ſolche beſtehen, entſpreche. 


Enthalten in Nr. 15 auf S. 60 des Jahrg. 1878 dieſer Zeitſchriſt. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den a. o. Geſandten und bevollmächtigten Miniſter 
a. D. Geheimrath Emerich Grafen Szechenyi zum Botſchafter am Hoſe 
Sr. Majeſtät des deutſchen Kaiſers und Königs von Preußen ernannt. 

Seine Majeftät haben dem Sectionschef im Miniſterium des Aeußern 
Heinrich Freih. v. Calice die Würde eines geheimen Rathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionschef im Miniſterium des Aeußern 
Joſef Frei. v. Schwegel den Orden der eiſernen Krone erſter Claſſe, dem 
a. o. Geſandten und bevollmächtigten Miniſter Ernſt v. Teſchenberg das 
Commandeurkreuz des Leopold⸗Ordens, beiden taxfrei, dem mit Titel und 
Charakter eines Hof⸗ und Miniſterialrathes bekleideten Sectionsrathe Ludwig 
v. Döczy das Comthurkreuz des Franz Joſef⸗Ordens, dem Legationsrathe 
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ſechster Kategorie Marius Freih. v. Paſetti den Stern zum Comthurkreuze 
des Franz Joſef⸗Ordens, dem Hof- und Miniſterialfecretär Emerich v. Pechy 
den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei, dem Chef der politiſchen 
Expeditionen im Miniſterium des Aeußern Regierungsrathe Adolf Ritter von 
Aſcher den Titel eines Hofrathes taxfrei und dem Official Wilhelm Semeleder 
das goldene Verdienſtkreuz verliehen und die Legationsräthe erſter Kategorie 
Ernſt Freih. v. Mayr und Raphael Freih. v. Hübner zu a. o. Geſandten 
und bevollmächtigten Miniſtern ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Geſandten Ernſt Freih. v. Mayr zum a. o. 
Geſandten und bevollmächtigten Miniſter in Waſhington ernannt. 

Seine Majeſtät haben den geweſenen diplomatiſchen Generalconſul erſter 
Kategorie Nicolaus Fürſten Wrede, den Legationsrath zweiter Kategorie Franz 
Grafen Deym und den Legationsrath zweiter Kategorie Karl Ritter v. Jäger 
zu Legationsräthen erſter Kategorie, die Honorar Legationsſecretäre Theodor 
Grafen Latour und Arthur Ritter von und zu Eiſſenſtein zu Legations⸗ 
fecretären ernannt, endlich den unbeſoldeten Attaches Honorar-Legationsſecretären 
Dr. Karl Ritter v. Heidler-Egeregg und Otto Graſen Brandis beſoldete 
Attachepoſten verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Hof⸗ und Miniſterialeoncipiſten erſter Claſſe 


Dr. jur. Wilhelm Mittag und Stefan v. Pilat zu Hof- und Miniſterialſecre⸗ 


tären im Miniſterium des Aeußern ernannt und dem Hof- und Miniſterialcon⸗ 


cipiſten erſter Claſſe desſelben Miniſteriums Joſef Malfatti Ritter v. Monte 


Tretto den Titel und Charakter eines Hof- und Miniſtdrialſecretärs verliehen. 
Seine Majeſtät haben die Legationsſeeretäre Dr. Ladislaus Henugel⸗ 
müller v. Hengervär und Rudolſ Grafen Khevenhüller-Metſch taxfrei 
zu Honorar⸗Legationsräthen und die unbeſoldeten Attaches Franz Grafen Lütz ow 
von und zu Drey⸗Lützow und Seedorff, Dr. Sigmund Rudolf Blum und 
Johann Markgrafen Pallavicini zu Honorar-Legationsſeeretären ernannt. 

Seine Majeſtät haben den zweiten Dolmetſch der k. und k. Botſchaft in 
Conſtantinopel, Legationsſecretär Arthur v. Webenau zum erſten Dolmetſch 
und Legationsraſhe zweiter Kategorie ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem im literariſchen Bureau des Miniſteriums des 
Aeußern verwendeten Dr. Konrad Ritter v. Zdekauer das Ritterkreuz des 
Franz Joſef⸗Ordens verliehen. ö 

Seine Majeſtät haben jedem der beiden Miniſterialconcipiſten im Acker⸗ 
bauminiſterium Alphons Grafen Boſſi-Fedrigotti und Friedrich Freih. von 
Trauttenberg den Titel und Charakter eines Miniſterial⸗Viceſeeretärs und 


jedem der Rechnungsrevidenten desſelben Miniſteriums Karl Gewinner und 


Joſef Trilety den Titel und Charakter eines Rechnungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe im Cultus⸗ und Unterrichts⸗ 
miniſterium Hermann Igl den Titel und Charakter eines Oberrechnungsrathes 
taxfrei verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Statthaltereifeeretäre Johann Helmreich Edleu v. Brunnfeld, Joſef Man- 
ſchinger und Guſtav Prinzen v. Thurn und Taxis, dann den Bezirkscom⸗ 
miſſär Anton Swoboda zu Bezirkshauptmännern in Böhmen ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obercommiſſär Dr. Emil Ritter von 
Wieniawa⸗Zubrzyeki zum Finanzſecretär und den Finanzeommiſſär Emil 
Koſſak zum Finanz⸗Obercommiſſär bei der galiz. Finanz⸗Landesdirection ernannt. 
5 Der Finanzminiſter hat den Finanzeommiſſär Dr. Vincenz Ritter von 
Krainski zum Finanzwach-Oberinſpector bei der galiz. Finanz⸗Landesdirection 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuer⸗Oberinſpector Ferdinand Schindler 
zum Finanzſecretär bei der Linzer Finanzdireetion ernannt. 


Erledigungen. 

Armenarztesſtelle im ſiebenten Gemeindebezirke in Wien mit 300 fl. 
Jahresremuneration, bis 25. Jänner. (Amtsbl. Nr. 6.) 

Forſtinſpectorsſtelle bei der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei in Zara mit 
der achten Rangsclaſſe und Reiſepauſchale jährlicher 800 fl., bis Ende Jänner. 
(Amtsbl. Nr. 7.) 

Kanzliſtenſtelle beim k. k. Cultus- und Unterrichtsminiſterium in der 
eilften Rangsclaſſe, bis 10. Februar. (Amtsbl. Nr. 9.) 

Bezirksſecretärsſtelle in Völkermark mit der zehnten Rangsclaſſe, bis 
8. Februar. (Amtsbl. Nr. 9.) 

Bauadjunctenſtelle für den Staatsbaudienſt in Tirol und Vorarlberg mit 
der zehnten Rangsclaſſe, bis 8. Februar. (Amtsbl. Nr. 10.) 


Soeben erſchien im Verlage von Moritz Perles in Wien, 
Bauernmarkt Nr. 11: 


| Der Stauatsbeamte. 


Kalendarium und Jahrhuch für die k. k. öſterr. Civilbeamten pro 1879. 
Dieſes mit großer Sorgfalt von Dr. Friedrich Hönig, General- 

Seeretär⸗Stellvertreter des Erſten allgemeinen Beamtenvereins, redigirte Werk 

enthält ein authentiſches Verzeichniß aller k. k. Staatsbeamten. 

Preis eleg. geb. 2 fl. 

Mloritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
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